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A. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN gem. § 9 Abs. 1-7 Bauges etzbuch (BauGB) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGB l. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 17. Dezember 2008  (BGBl. I S. 2586) i.V.m. der Ver-
ordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke ( Baunutzungsverordnung – 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. J anuar 1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. April 1993 (B GBl. I S. 466)  

B GESTALTUNGSSATZUNG / ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN gem . § 9 Abs. 4 BauGB 
i.V. mit § 88 Abs. 1 u. 6 LBauO i.d.F. der Bekanntm achung Landesbauordnung Rhein-
land-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365, BS  213-1), zuletzt geändert durch 
Art. 1 2. LandesbauO-ÄndG vom 4. 7. 2007 (GVBl. S. 105); §§ 62 und 68 geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26.11.2008, (GVBl.  S.301); §§ 52 und 62 geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22.12.2008, (GVBl.  S.317) 

 

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 1 BauGB) 

A 1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Ba uGB) 

Als Art der baulichen Nutzung wird im Plangebiet fe stgesetzt: 

1. Mischgebiet gem. § 4 BauNVO 

2. Sondergebiet gem. § 11 BauNVO 

a. Zweckbestimmung des Sondergebietes:  
 
Das Sondergebiet dient Vereinszwecken 

b. Zulässige und nicht zulässige Nutzungen:  
 
Zulässig sind Gebäude und bauliche Anlagen für Vere insnutzung.   
 
Nicht zulässig sind Wohnungen. 

A 2. Maß der baulichen Nutzung - zulässige Grundflä chenzahl, Gebäudehöhe (Wandhöhe) 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16 Abs. 2 BauNVO ff.)   

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch F estsetzung 

a) Der höchstzulässigen Grundflächenzahl (GRZ) oder  Baumasse 

b) Der Höhe der baulichen Anlagen   

Die Höchstwerte ergeben sich aus den nachfolgenden Festsetzungen. 

A 2.1 Die GRZ / Baumasse wird festgesetzt: 

 MI: GRZ = 0,6 
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 SO: GRZ = 0,8 

 Private Grünfläche:  
Je Gartengrundstück ist max. eine Laube in einfache r Ausführung mit einer 
Baumasse von max. 30 m³ zulässig.  

A 2.2 Die Höhe der Gebäude (Wandhöhe), jeweils geme ssen zwischen der Oberkante der 
angrenzenden Verkehrsfläche und dem Schnittpunkt de r Gebäudeaußenwand mit der 
OK Dachhaut, wird wie folgt festgesetzt: 

MI:  max. 7 m 

SO:  max. 4 m 

Private Grünfläche max. 3 m 

A 3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Im MI wird die abweichende Bauweise (a) festgesetzt : zulässig ist eine einseitige 
Grenzbebauung an der nördlichen Grundstücksgrenze. 

A 4. Private Grünflächen / Gärten (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 5 BauGB) 

Die privaten Grünflächen sind gärtnerisch oder land wirtschaftlich zu nutzen.  

A 5. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25b BauGB)  

A 5.1 Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege u nd zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft entlang des Stechgrabens gem. Planze ichnung 

A 5.1.1 Der Stechgraben ist als naturnahes Gewässer  zu erhalten und zu entwickeln. 
Zukünftig erforderlicher Uferverbau ist ausschließl ich in ingenieurbiologischer 
Bauweise auszuführen.  

A. 5.1.2 Der Pufferstreifen zwischen Böschungsoberk ante und Weg ist als Wiesenfläche 
auszubilden. Es sind Bäume (z.B. Erle (Alnus glutin osa), Flatterulme (Ulmus laevis), 
Bachzwetschge (Prunus domestica ´Etscheid´), Mirabe lle (Pr. domestica ssp. syriaca), 
Traubenkirsche (Prunus padus) der Mindestpflanzqual ität Hochstamm, 2 x verpflanzt, 
10 - 12 cm Stammumfang) in Gruppen zu mind. 2 Stk. in einem Abstand von 20 m zu 
pflanzen.  

Zwischen den Baumgruppen sind z.B. Strauchweiden, P faffenhütchen (Euonymus 
europ.), Wasserschneeball (Viburnum opulus), Pulver holz (Frangula alnus) o.ä. in 
Gruppen zu mind. drei Stk. anzupflanzen.  

Aufgrund örtlicher Verhältnisse sind Verschiebungen  zulässig. 

A 5.2 Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklung von Boden und Natur auf den privaten 
Grünflächen / Gärten 

A 5.2.1 Als Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklun g von Boden und Natur sind Wege, 
Pkw- Stellplätze und Zufahrten auf den privaten Grü nflächen / Gärten unbefestigt 
auszuführen oder mit wasserdurchlässigen Belägen (z .B. Rasengittersteinen, 
Pflasterungen mit Rasenfugen, Schotterrasen u.ä.) z u befestigen. 
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A 5.2.2 Als Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklun g von Boden und Natur dürfen die 
privaten Grünflächen/Gartenflächen nicht als Lagerf lächen genutzt werden. 

A 5.3 Baumerhalt  
Die Bäume gemäß Planzeichnung sind zu erhalten und dauerhaft zu unterhalten. 

 

B. GESTALTUNGSSATZUNG / ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN na ch § 88 LBauO  

B 1. Dächer (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

Dachform und Dachneigung 

MI Satteldach, Krüppelwalmdach 40-50° 

SO flach- und flachgeneigtes Dach 0-20° 

B 2. Gestaltung der Gartenlauben auf den privaten G rünflächen / Gärten (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 
LBauO) 

Die Gartenlauben auf den privaten Grünflächen müsse n in ihrer äußeren Gestalt der 
landschaftlichen Situation angepasst werden. Zuläss ig sind lediglich Holz- und ver-
putzte Konstruktionen in einfacher Bauweise.  

B 3. Einfriedungen im Bereich der privaten Grünfläc he / Gärten (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO) 

 An den Grundstücksgrenzen ist eine Umzäunung bis z u 1,50 m Höhe und mit einer 
Sockelhöhe von nicht mehr als 0,30 m – gemessen ab OK Gelände – zulässig.  

 Geschlossene Einfriedungen sind nicht zulässig. 

 

C. SCHRIFTLICHE HINWEISE  

C 1. Baumpflanzungen im Bereich von Versorgungsleit ungen 

Gemäß den geltenden Technischen Regeln des DVGW-Arb eitsblattes GW 125 
„Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgu ngsanlagen“ Ausgabe 1983-03 
sowie der DIN 1988 „Technische Regeln für die Trink wasserinstallation“ ist bei 
Baumpflanzungen ohne weitere Schutzmaßnahmen ein se itlicher Mindestabstand von 
2,50 m zu bestehenden Versorgungsleitungen zwingend  einzuhalten.  

Können die in den Richtlinien und Verordnungen gefo rderten Mindestabstände nicht 
eingehalten werden, sind in Absprache mit dem Verso rgungsträger weitergehende 
Schutzmaßnahmen zu treffen, deren Kosten der Verurs acher der Maßnahme zu tra-
gen hat. 

C 2. Archäologische Denkmalpflege 

1. Bei der Vergabe der Erdarbeiten, in erster Linie  für die Erschließungsmaßnah-
men hat der Bauträger/Bauherr die ausführenden Bauf irmen vertraglich zu ver-
pflichten, der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rh einland-Pfalz – Direktion 
Landesarchäologie Außenstelle Speyer zu gegebener Z eit rechtzeitig den Be-
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ginn der Arbeiten anzuzeigen, damit diese, sofern n otwendig, überwacht werden 
können. 

2. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf  die Bestimmungen des 
Denkmalschutz- und -pflegegesetz - DSchPflG) vom 23 .03.1978 (GVBl. 1978, Nr. 
10, S. 159 ff.) hinzuweisen. Dies gilt auch für Maß nahmen zur Vorbereitung der 
Erschließung. Danach ist jeder zutage kommende arch äologische Fund unver-
züglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglic h unverändert zu lassen und 
die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern . Möglicherweise befinden 
sich im Plangebiet Kleindenkmäler (z.B. Grenzsteine ). 

3. Absatz 1 und 2 entbinden Bauträger/Bauherrn jedo ch nicht von der Meldepflicht 
und Haftung gegenüber der Direktion Landesarchäolog ie – Speyer. 

4. Sollten wirklich archäologische Objekte angetrof fen werden, so ist der archäo-
logischen Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum e inzuräumen, damit die 
Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz –  Direktion Landesarchäolo-
gie ihre Rettungsgrabungen, in Absprache mit den au sführenden Firmen, plan-
mäßig den Anforderungen der heutigen archäologische n Forschung entspre-
chend durchführen können.  

5. Die Punkte 1 – 4 sind in die Bauausführungspläne  als Auflagen zu übernehmen. 

C 3. Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz 

Die Bestimmungen des Nachbarrechtsgesetz für Rheinl and-Pfalz vom 15. Juni 1970 
(GVBl. S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 2 1. Juli 2003 (GVBl. S. 209) (z.B. bei 
Bepflanzungen oder Einfriedigungen) sind zu beachte n. 

C 4. Stechgraben 

Die Detailplanung der Aufwertungsmaßnahmen am Stech graben (Bereich der Fläche 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwic klung von Boden, Natur und 
Landschaft gem. Planzeichnung) ist im Rahmen des na chfolgenden Wasserrechtsver-
fahrens mit der Unteren Naturschutzbehörde und der Wasserbehörde abzustimmen. 
An der Engstelle des Vereinsheimes ist eine offene Konstruktion im Gewässer / Bö-
schungsbereich vorzusehen.  

C 5.  Wasserwirtschaft 

Aus wasserwirtschaftlichen Gründen ist die Verwendu ng von behandelten Eisen-
bahnschwellen (z.B. zur Einfriedung von Grundstücke n) nicht zulässig.  

 


